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Protokoll 2. GR Sitzung am 23.06.2022 
 
BGM Walter Reinthaler eröffnet die 2. GR Sitzung des Jahres 2022 um 19:30 Uhr und 
begrüßt AL Peter Mittmannsgruber, Schriftführerin VB Wieser, sowie die anwesenden 
Mitglieder des Gemeinderates. GR Hans-Jürgen Watzinger erscheint um 19:33 Uhr. 
 
Angelobung GR Felix Dietrich zu Beginn der Sitzung: 

„Ich gelobe die Bundesverfassung und die Landesverfassung sowie alle übrigen 

Gesetze und alle Verordnungen der Republik Österreich und des Landes OÖ 

gewissenhaft zu beachten, alle Aufgaben unparteiisch und uneigennützig zu erfüllen, 

das Amtsgeheimnis zu wahren und das Wohl der Gemeinde nach bestem Wissen 

und Gewissen zu fördern“ 

 

23. Juni 2022 Felix Dietrich 

 
Ich stelle fest, dass 
 

- die Niederschrift über die letzte Sitzung des Gemeinderates vom 24.03.2022 bis zur 
heutigen Sitzung während der Amtsstunden aufgelegen ist, während der Sitzung noch 
aufliegt und gegen diese Niederschrift bis zum Sitzungsschluss Einwendungen 
eingebracht werden können, andernfalls das Protokoll als angenommen betrachtet 
wird. 

 Weiters stelle ich fest, dass die Beschlussfähigkeit gegeben ist. 
 

- Ich verweise als Vorsitzender auf § 64 der OÖ Gemeindeordnung, wonach Mitglieder 
des Gemeinderates ihre Befangenheit selbst wahrzunehmen und dies am Beginn der 
Beratung des TOP zu erklären haben. 

 

- Weiters wird auf die Bestimmungen der aktuellen COVID-Verordnung hingewiesen. 
 
Abänderung der Tagesordnung: 
 
( ) Geheime Beratung 
Ich stelle den Antrag, diesen TOP gem. § 53 Abs. 2 unter Ausschluss der Öffentlichkeit 
in geheimer Sitzung im Anschluss an diese Sitzung zu beraten. 

 (Antrag BGM oder mindestens 3 GMR und Beschluss des GMR) 
 

( ) Änderung der Tagesordnung: 
Der          wird gem. § 46 Abs 4 OÖ GmdO. vor Eintritt in die Tagesordnung von dieser 
abgesetzt. 
 
(x) Dringlichkeitsanträge: 
Es langten fristgerecht 4 Dringlichkeitsanträge der Fraktion „Die Grünen Ort“ ein. 
Bezeichnung DA1 – DA4. Wer damit einverstanden ist, dass diese DA vor dem TOP 
Allfälliges behandelt werden, den ersuche ich um ein Handzeichen. 
Zustimmung: einstimmig 
Gegenstimmen: keine 
Stimmenthaltung: keine 
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1. Bürgerfragestunde (Vorsitz FPÖ) 
Es erscheinen keine Bürger/innen zur Fragestunde. 
 

2. Prüfbericht Voranschlag 2022 – Kenntnisnahme 
 
Der Prüfbericht des Voranschlages 2022 liegt vor und ist dem GMR zur Kenntnis zu 

bringen. 

Bis auf Kleinigkeiten ist er in Ordnung. Dienstpostenplan usw. wurde genehmigt. 

Der letzte Abschnitt das unsere Finanzlage angespannt ist, ist uns unerklärlich. 
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Beratung: 
AL Mittmannsgruber und BGM Reinthaler erläutern, dass sie davon ausgehen, dass der 
Passus „Die Finanzlage der Gemeinde bleibt angespannt. …“ versehentlich in das 
Schreiben mitaufgenommen wurde. 
 
GR Mayr hinterfragt, ob dieser Fehler hinterfragt wurde, AL Mittmannsgruber hat sich bei 
der BH Ried im Innkreis erkundigt und diese haben keine eindeutige Antwort gegeben. 
Dies wird von GR Mayr als nicht ausreichend bewertet. AL Mittmannsgruber wird ein Mail 
an Herrn Berger schreiben und dies nochmal hinterfragen. 
 
Beschluss: 
Antrag: Mein Antrag lautet, den vollinhaltlich zur Kenntnis gebrachten 

 PRÜFBERICHT des VORANSCHLAGES 2022 zur Kenntnis zu 
 nehmen. 

 
Zustimmung: einstimmig 
Gegenstimmen: keine 
Stimmenthaltungen: keine 
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3. Prüfbericht PA-Sitzung vom 2. Juni 2022 
 
Obfrau Bachmayer eröffnet die 3. Prüfungsausschusssitzung im Jahr 2022 um 19.00 Uhr 
und stellt die Beschlussfähigkeit fest. 
 
 

Geringwertige Wirtschaftsgüter 
 
Insgesamt sind hier 10 Konten zusammengefasst. Diese betreffen die Geringwertige 
Wirtschaftsgüter von 010 Gemeindeamt bis 851 Abwasserbeseitigung. Es wurden die 
Konten einzeln gezeigt und Stichproben durchgeführt. Es wurde alles für in Ordnung 
befunden. 
 
 

Instandhaltungen 
Hier sind die Instandhaltungen von 010 Gemeindeamt bis 851 Abwasserbeseitigung 
zusammengefasst. Es wurden die Konten einzeln gezeigt und Stichproben durchgeführt.  
Bei folgenden Rechnungen wurde um Nachforschung gebeten: Wartung des Defibrillator 
(ob halbjährlich oder jährlich); Setzen eines Wasserzählerschachtes bei der Firma 
Benteler (Wo genau sich dieser Schacht befindet?); EDV-Wartung (Sind die Updates im 
Preis inbegriffen?) Reparatur der Funkantennen FF Ort u. Osternach (Im Globalbudget 
inkludiert oder nicht?); Photovoltaikanlage Rep. (Wann wurde die Anlage installiert?); 
Netzwerkerweiterung in der Volksschule (Handelt es sich hier um ein neues Netzwerk?); 
Leckortung Land OÖ (wurde der falsch überwiesene Betrag zurücküberwiesen oder noch 
nicht?) 
 
 

Allfälliges 
Keine Wortmeldungen 
 

 

Beratung: 
GR Christian Schrattenecker verliest das Protokoll anstelle der nicht anwesenden GR 
Silvia Bachmayer. 
Die Fragen zu den Rechnungen, die in der Sitzung entstanden sind, wurden von AL 
Mittmannsgruber und BGM Reinthaler beantwortet. Lediglich beim Punkt Photovoltaik 
Reparatur wurde vereinbart, dass hinterfragt wird, warum eine Reparatur an der PV so 
kurz nach Installation notwendig ist und ob das nicht in die Garantie fällt. 
 
Beschluss: 
Antrag:  Der Antrag lautet, den Prüfbericht des PA vom 2.6.2022 zur 

 Kenntnis zu nehmen und ersuche dazu um ein Handzeichen. 
 
Zustimmung: einstimmig 
Gegenstimmen: keine 
Stimmenthaltungen: keine 
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4. Umbau ehemalige Schulwohnung für GTS Räumlichkeiten  

 

Für die Einführung der Ganztagesschulbetreuung in der Volksschule ist es notwendig die 

Schulwohnung umzubauen. Unten angeführt ist die Excel Aufstellung der Angebote. Laut 

alten Richtlinien werden bei diesem Umbau maximal EUR 55.000 mit 70 bis 100 % 

gefördert. Leider wurde die § 15a Vereinbarung erst ausverhandelt und die neuen 

Richtlinien sind noch nicht da. Bis auf das Angebot der Fa. Greil könnten hätten alle 

Angebote im Vorstand beschlossen werden können. Die jeweiligen Angebote können 

jederzeit auf der Gemeinde eingesehen werden. Da die Wohnung ca. 40 Jahre alt ist und 

eine Heizungsumstellung von Strom auf Nahwärme erfolgen soll, die Böden und Türen 

neu werden sowie der Eingangsbereich neu errichtet wird sind die Kosten in dieser Höhe 

entstanden. 
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Beratung: 

AL Mittmannsgruber schildert die geplanten Umbaumaßnahmen näher. 

 

Beschluss: 

Antrag:  Wer damit einverstanden ist, dass der Umbau der Schulwohnung 

mit Kosten laut momentanem Angebot von EUR 150.234,20 

durchgeführt wird, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. 

 

Zustimmung: einstimmig 

Gegenstimmen: keine 

Stimmenthaltungen: keine 
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5. Errichtung Kindergartencontainergruppe Auftragsvergabe 
 
Aufgrund verschiedener Umstände (hohe Geburtenzahlen, festgestellte Integration) stößt 
unser Kindergarten hinsichtlich der Belegszahlen zumindest für die nächsten 2 Jahre an 
Kapazitätsgrenze. 
Es können ab November 2022 trotz Bedarfsanmeldung keine Kinder aus Ort mehr im KG 
aufgenommen werden, wenn es nicht zu einer Gruppenerweiterung auf 4 Gruppen kommt. 
Zusätzlich könnten auch einige (bis zu 7 Kinder) aus der Nachbargemeinde St.Martin 
aufgenommen werden, da auch die die Kapazitätsgrenze erreicht ist.  
Dort ist aber auch kein Ausbau/Neubau oder eine Aufstellung einer Containergruppe 
möglich. 
Seitens des Landes OÖ wurde mittlerweile aufgrund der übermittelten zukünftigen 
Belegszahlen die Gruppenerweiterung auf die Dauer von 2 Jahren in einer 
Containergruppe bewilligt. 
Für Ort alleine wäre dieser Zeitraum aufgrund der aktuellen Geburtszahlen zumindest 
ausreichend, wobei ein eventueller Zuzug, festgestellte Integration sofort wieder andere 
Voraussetzungen schaffen würden. 
Im GV wurde der Ankauf einer Containergruppe (4 f die Gruppe, ein Eingangscontainer für 
die Garderobe und ein Sanitärcontainer) zum Preis von € 20.000,- beschlossen. 
Ebenso wurde der Ankauf einer in diesem Container bereits verwendeten Einbauküche 
und einer Gardarobe zum Preis von € 1.600,- exkl MWSt beschlossen. 
Der Abbau, Transport und Aufbau der Container durch die Fachfirma wurde ebenfalls um 
€ 5.500,- bereits im GV beschlossen. 
 

 Weitere notwendige Arbeiten sind die Herstellung des Untergrunds (Fa.Schmid u– 
geringer Aushub der Fläche, Grabung des kurzen Stückes vom Container zum 
Kanalanschluss, Fa.Zahrer – TTE-Platten Angebot € 1635, 02 exkl.MWSt) und der 
Abbau/Aufbau/Transport des Daches durch Fa.Bachmair/Greil – Kosten noch ubk, 
der Elektro- und Sanitäranschluss) 
Für die Einrichtung wird auch bereits eine möglichst günstige Lösung gesucht und 
Angebote eingeholt. 
Für das „Container-Objekt“ ist dann auch eine Bewilligung durch das Land OÖ 
notwendig. 
 

 Die Containergruppe kann dann, sollte der Bedarf nicht mehr erforderlich sein, mit 
hoher Wahrscheinlichkeit wiederverkauft werden. 
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6. Kinderbildungs- und –betreuungseinrichtungsordnung KBBEO  
 
Es wurden die neuen Richtlinien und Öffnungszeiten eingearbeitet. 
 

Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungsordnung 

KBBEO 
für den Gemeindekindergarten Ort im Innkreis 

 

 

gültig ab 01.09.2022 
 

 

1. Betrieb der Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung  

 

Die Gemeinde Ort im Innkreis (in der Folge als Rechtsträger bezeichnet) betreibt eine Kinderbildungs- und -

betreuungseinrichtung nach den Bestimmungen des Oö. Kinderbildungs- und -betreuungsgesetzes LGBl. Nr. 

39/2007 idF LGBl. Nr. 25/2019, mit Sitz in Ort im Innkreis Nr. 202. 

 

 

 

2. Arbeitsjahr und Ferien 

 

2.1. Das Arbeitsjahr der Kinderbetreuungseinrichtung beginnt am ersten Montag im 

September und dauert bis zum Beginn des nächsten Arbeitsjahres. 

 

2.2. Die Weihnachtsferien beginnen am 24.12.2022 und enden am 08.01.2023. 

 

2.3. Die Osterferien beginnen am  01.04.2023 und enden am 11.04.2023. 

 

2.4. Die Hauptferien beginnen am  26.07.2023 und enden am 03.09.2023. 

 

2.5. Die Ferienzeiten und die Öffnungszeiten an schulfreien bzw. schulautonomen Tagen 

können vom Rechtsträger jährlich am Ende des Arbeitsjahres unter Berücksichtigung 

der örtlichen Bedürfnisse und der aktuellen Bedarfserhebung neu festgelegt werden. 
 

 

3. Öffnungszeit der Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung 

 

3.1. Die Öffnungszeiten werden wie folgt festgesetzt: 

 
a) Krabbelgruppe(n)  

 von: bis: 

Montag 07:00 Uhr 12:00 Uhr 

Dienstag 07:00 Uhr 12:00 Uhr 

Mittwoch 07:00 Uhr 12:00 Uhr 

Donnerstag 07:00 Uhr 12:00 Uhr 

Freitag 07:00 Uhr 12:00 Uhr 

 

b) Kindergartengruppe(n)  

 von: bis: 

Montag 07:00 Uhr 16:30 Uhr 

Dienstag 07:00 Uhr 16:30 Uhr 

Mittwoch 07:00 Uhr 16:30 Uhr 

Donnerstag 07:00 Uhr 16:30 Uhr 

Freitag 07:00 Uhr 13:00 Uhr 

Für die Kindergartengruppe(n) wird ein Frühdienst (Randzeit) von 06:45 bis 07:00 Uhr festgesetzt. 
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3.2. Die Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung, ausgenommen Krabbelstube, wird 

mit Mittagsbetrieb geführt.  

 

3.3. An Samstagen sowie an Sonn- und Feiertagen bleibt die Kinderbildungs- und 

betreuungseinrichtung geschlossen. 

 

3.4. Die Öffnungszeiten können vom Rechtsträger jederzeit unter Berücksichtigung der 

örtlichen Bedürfnisse neu festgelegt werden. 

 

 
4. Aufnahme in die Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung 

 

4.1. Die Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung ist nach Maßgabe der Bestimmungen 

des Oö. Kinderbildungs- und -betreuungsgesetzes allgemein zugänglich. 
In der Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung wird eine Krabbelstubengruppe mit Kindern ab dem 

vollendeten 1. Lebensjahr geführt. 

 

4.2. Für die Aufnahme in die Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung ist eine 

Anmeldung des Kindes durch die Eltern/Erziehungsberechtigten erforderlich. Die 

Anmeldung hat persönlich bei der Leitung des Kindergartens Ort im Innkreis zu 

erfolgen und es wird der Anmeldetermin bekannt gegeben. Für den Kindergarten muss 

die Anmeldung, außer für die kindergartenpflichtigen Kinder, für mindestens 3 Tage 

pro Woche erfolgen. 

Für die Krabbelstubengruppe muss die Anmeldung mindestens 2 Tage umfassen. 

 

4.3. Der Besuch der Kinderbetreuungseinrichtung ist ausgenommen für 

kindergartenpflichtige Kinder freiwillig. 

 

4.4. Bei der Aufnahme wird sichergestellt, dass kindergartenpflichtige Kinder einen Platz 

erhalten, ohne dass jüngere Kinder, die bereits den Kindergarten besuchen, abgemeldet 

werden müssen. 

 

4.5. Die Aufnahme im laufenden Kindergartenjahr erfolgt nur bis 31. März 

 

4.6. Zur Anmeldung sind folgende Unterlagen mitzubringen: 
a) Geburtsurkunde oder Geburtsbescheinigung des Kindes, 

b) ärztliche Bescheinigung über den allgemeinen gesundheitlichen Zustand des Kindes, 

c) Impfbescheinigung 

f) Einkommensnachweis bei beitragspflichtiger Inanspruchnahme der Kinderbetreuungseinrichtung – wird ein 

solcher nicht vorgelegt, ist der Höchstbeitrag zu entrichten. 

 

4.7. Der Rechtsträger entscheidet bis Anfang Juli jeden Jahres über die Aufnahme in die 

Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung und teilt diese den Eltern schriftlich mit.  

 

4.8. Wird die Aufnahme eines kindergartenpflichtigen Kindes verweigert, hat die 

Landesregierung auf Verlangen der Eltern auf eine einvernehmliche Einigung zwischen 

den Eltern und dem Rechtsträger hinzuwirken. Kommt innerhalb eines Monats keine 

Einigung über die Aufnahme des kindergartenpflichtigen Kindes zustande, können die 

Eltern eine schriftliche Beschwerde an die Landesregierung erheben. 
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4.9. Die Aufnahme erfolgt nach folgender Reihung: 
1. Wohnsitz in Ort im Innkreis 

2. schulpflichtige Kinder 

3. Beide Elternteile berufstätig oder in Ausbildung 

4. Ein Elternteil berufstätig oder in Ausbildung 

5. Ortsfremde Kinder, nur mit Einverständnis nach Punkt 4.10 

 

 

4.10. Sofern genügend freie Plätze zur Verfügung stehen, können auch Kinder mit dem 

Hauptwohnsitz in einer anderen Gemeinde aufgenommen werden. Diese Aufnahme 

wird von der Zustimmung zur Leistung eines Gastbeitrages abhängig gemacht.  

 

4.11. Für die Aufnahme in die Krabbelstube gilt folgende Regelung: 

Besteht der Betreuungsbedarf von Eltern die berufstätig sind, reduzieren sich die 

Betreuungstage des zuletzt aufgenommenen Kindes, dessen Eltern nicht berufstätig sind, auf 

die Mindesanwesenheit (2 Tage) 

 

 
5. Elternbeiträge und Beitragsfreiheit 

 

5.1. Für Kinder, die jünger sind als 30 Monate und für Kinder, die über keinen 

Hauptwohnsitz in Oberösterreich verfügen, ist ein Elternbeitrag gemäß § 27 Oö. 

Kinderbildungs- und betreuungsgesetz LGBl. Nr. 39/2007 idF LGBl. Nr. 25/2019, zu 

leisten. 

Näheres zum Elternbeitrag enthält die Tarifordnung der Gemeinde Ort im Innkreis 

5.2. Mit dem monatlich zu leistenden Elternbeitrag sind alle Leistungen der Kinderbildungs- 

und -betreuungseinrichtung abgedeckt, außer 
a) die allenfalls verabreichte Verpflegung, 

b) ein möglicher Kostenbeitrag für die Begleitperson beim Transport zur bzw. von der Kinderbildungs- und -

betreuungseinrichtung und  

c) angemessene Materialbeiträge (Werkbeiträge) oder Veranstaltungsbeiträge 

d) allfällige Beiträge für eine Unfallversicherung des Kindes. 

 

5.3. Der Kindergartenbesuch oder der Besuch einer Krabbelstubengruppe ist für Kinder mit Hauptwohnsitz in 

Oberösterreich vom vollendeten 30. Lebensmonat bis zum Schuleintritt nach Maßgabe des §3 Oö. 

Kinderbildungs- und betreuungsgesetz LGBl. Nr. 39/2007 idF LGBl. Nr. 25/2019 vormittags beitragsfrei. Ab 

13:00 Uhr ist der Besuch kostenpflichtig und es ist ein Nachmittagstarif gemäß § 27 Oö. Kinderbildungs- und 

betreuungsgesetz LGBl. Nr. 39/2007 idF LGBl. Nr. 25/2019, zu leisten. 

Näheres zum Nachmittagstarif enthält die Tarifordnung der Gemeinde Ort im Innkreis 

 

 

6. Kindergartenpflicht 

 

6.1. Zum Besuch des Kindergartens sind jene Kinder verpflichtet, die vor dem 1. September 

des jeweiligen Jahres das 5. Lebensjahr vollendet haben und im Folgejahr schulpflichtig 

werden. 

 

6.2. Kinder, die gemäß § 7 Schulpflichtgesetz 1985 die Volksschule vorzeitig besuchen und 

Kinder die gemäß § 15 Schulpflichtgesetz 1985 vom Schulbesuch befreit sind, sind von 

der allgemeinen Kindergartenpflicht ausgenommen. 

 

6.3. Die Kindergartenpflicht beginnt mit dem 2. Montag im September und endet mit 

Beginn der Hauptferien gemäß Oö. Schulzeitgesetz, die vor dem 1. Schuljahr des Kindes 

liegen. Keine Kindergartenpflicht besteht an schulfreien Tagen und in den Schulferien. 

Ein Kind muss den Kindergarten im Jahr vor dem Schuleintritt an 5 Werktagen 

insgesamt mindestens 20 Wochenstunden regelmäßig besuchen. 

 



  15 

6.4. Die Unterschreitung der Mindestanwesenheit ist nur bei gerechtfertigter Verhinderung 

des Kindes zulässig. Die Eltern haben die Kindergartenleitung von jeder Verhinderung 

unverzüglich zu benachrichtigen. Eine gerechtfertigte Verhinderung liegt z.B. vor, bei: 
a) Erkrankung des Kindes oder eines Elternteils, 

b) außergewöhnlichen Ereignissen (z.B. Naturkatastrophen, Todesfall in der Familie), 

c) oder urlaubsbedingter Abwesenheit von höchstens fünf Wochen, an denen Kindergartenpflicht besteht. 

 

6.5. Erziehungsberechtigte, die im Zuge der Schülereinschreibung einen Änderungswunsch              

gemäß § 2 Abs. 2 Schulpflichtgesetz vorgebracht haben, haben die schriftliche 

Bestätigung der     Schulleitung über den sich daraus ergebenden Beginn der 

allgemeinen Schulpflicht beim Gemeindeamt Ort im Innkreis und der Leitung der 

Kinderbetreuungseinrichtung vorzulegen. Das betroffene Kind ist ab diesem Zeitpunkt 

nicht mehr kindergartenpflichtig. Die Kindergartenpflicht beginnt neuerlich im 

Arbeitsjahr vor dem Schuleintritt. 
 

 

7. Abmeldung von der Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung 

 

7.1. Die Abmeldung eines Kindes vom Besuch der Kinderbildungs- und -

betreuungseinrichtung ist nur zum Ersten eines jeden Monats unter Einhaltung einer 

zweiwöchigen Abmeldefrist möglich und hat bei der Leitung des Kindergartens Ort im 

Innkreis zu erfolgen.  

 

7.2. Bei Abmeldung eines kindergartenpflichtigen Kindes ist dem Rechtsträger bekannt zu 

geben, in welcher Einrichtung das Kind zukünftig seine Kindergartenpflicht erfüllen 

wird.  
 

 

8. Widerruf der Aufnahme in die Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung 

 

8.1. Die Aufnahme eines Kindes darf nur widerrufen werden, wenn 
a) die Eltern/Erziehungsberechtigte eine ihm obliegende Verpflichtung (siehe Punkt 10) trotz vorheriger 

schriftlicher Mahnung nicht erfüllt oder 

b) nachweislich eine andere Form der Bildung, Erziehung, Betreuung und Pflege den Bedürfnissen des Kindes 

besser gerecht wird oder 

c) der Besuch eines angemeldeten Kindes, nicht regelmäßig entsprechend der Anmeldung erfolgt 

(ausgenommen kindergartenpflichtige Kinder). 

 

8.2. Liegt kein Fall von Kindergartenpflicht vor, kann ein Widerruf der Aufnahme auch 

erfolgen, wenn kein regelmäßiger Besuch der Einrichtung im Sinne der Anmeldung 

erfolgt. 

 

8.3. Jeder Elternteil kann vom Rechtsträger eine schriftliche Begründung für den Widerruf 

der Aufnahme verlangen. Diese ist vom Rechtsträger der Aufsichtsbehörde zur 

Kenntnis zu bringen. 
 

 

9. Zusammenarbeit zwischen Rechtsträger und Eltern/Erziehungsberechtigten. 

 

9.1. Die pädagogischen Fachkräfte stellen im Hinblick auf die pädagogischen Aufgaben der 

Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung einen regelmäßigen Austausch mit den 

Eltern/Erziehungsberechtigten sicher und achten die erzieherischen Entscheidungen der 

Eltern/Erziehungsberechtigten unter Bedachtnahme auf das Kindeswohl. 
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9.1. Die Eltern / Erziehungsberechtigten haben das Recht, bei einem Antrag von mindestens 

einem Viertel der Eltern / Erziehungsberechtigten einer Gruppe die Einberufung einer 

Elternversammlung binnen 14 Tagen zu verlangen. 

 

9.2. Die Wahl einer Elternvertretung oder die Gründung eines Elternvereins zur 

Wahrnehmung der Anliegen der Eltern/Erziehungsberechtigten gegenüber dem 

Rechtsträger ist anzustreben. 

 

9.3. Die Aufsichtspflicht der Kinderbetreuungseinrichtung endet mit der Verabschiedung 

der Kinder und Übergabe an die Eltern/Erziehungsberechtigten. 

 

9.4. Die Kinder dürfen nur von Personen, welche das 15. Lebensjahr vollendet haben, 

abgeholt werden. 

 

9.5. Bei Veranstaltungen haften die Eltern/Erziehungsberechtigten für ihre Kinder. 

 

9.6. Medikamente dürfen von den Kindergartenpädagoginnen nicht verabreicht werden. 

 

 
10. Pflichten der Eltern/Erziehungsberechtigten des Kindes 

 

10.1. Die Eltern/Erziehungsberechtigten haben mit dem Rechtsträger und den pädagogischen 

Fachkräften zusammenzuarbeiten. 

 

10.2. Die Eltern/Erziehungsberechtigten haben die Leitung der Kinderbildungs- und -

betreuungseinrichtung von jeder Verhinderung unverzüglich zu benachrichtigen. Die 

Entschuldigung hat schriftlich oder telefonisch zu erfolgen. 

 

10.3. Die Eltern/Erziehungsberechtigten haben dafür zu sorgen, dass die Kinder die 

Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung körperlich gepflegt sowie ausreichend und 

zweckmäßig gekleidet besuchen und die vereinbarten Besuchszeiten eingehalten werden. 

 

10.4. Gemäß § 3 Abs. 4a Oö. Kinderbildungs- und –betreuungsgesetz ist Kindern bis zum 

Schuleintritt das Tragen weltanschaulich oder religiös geprägter Kleidung, die mit der 

Verhüllung des Hauptes verbunden ist, verboten. Die Eltern/Erziehungsberechtigten 

haben dafür Sorge zu tragen, dass diese Bekleidungsvorschriften eingehalten werden. 

Der Rechtsträger meldet der Bezirksverwaltungsbehörde und der Aufsichtsbehörde 

jene Kinder, die trotz eines schriftlichen Hinweises auf die Notwendigkeit der 

Einhaltung der Bekleidungsvorschriften diese nicht einhalten. 

 

10.5. Die Kinder sollen in der Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung am Vormittag 

spätestens bis 08:30 Uhr anwesend sein und frühestens ab 11:45 Uhr abgeholt werden.  
Kindergartenpflichtige Kinder sollen zur Erfüllung des Bildungsauftrages spätestens bis 08:30 Uhr im 

Kindergarten anwesend sein und frühestens ab 11:45 Uhr vom Kindergarten abgeholt werden. Der Rechtsträger 

meldet jene kindergartenpflichtigen Kinder der Bezirksverwaltungsbehörde, die ohne gerechtfertigten 

Verhinderungsgrund die Mindestanwesenheit gemäß Punkt 6.3. (§ 3a Abs. 3 Oö. Kinderbildungs- und -

betreuungsgesetz) unterschreiten. 

 

10.6. Kinder welche kein Mittagessen einnehmen, können die Nachmittagsbetreuung nicht 

besuchen.  
 

10.7. Die Eltern/Erziehungsberechtigten haben die Leitung der Kinderbildungs- und -

betreuungseinrichtung unverzüglich von erkannten Infektionskrankheiten oder 

Läusebefall des Kindes oder der mit ihm im selben Haushalt lebenden Personen zu 
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verständigen. Gegebenenfalls ist das Kind so lange vom Besuch der Kinderbildungs- 

und -betreuungseinrichtung fernzuhalten, bis die Gefahr einer Ansteckung anderer 

bzw. Übertragung auf andere Kinder und des Personals der Kinderbildungs- und -

betreuungseinrichtung nicht mehr besteht. Bevor das Kind die Kinderbildungs- und -

betreuungseinrichtung wieder besucht, ist eine ärztliche Bestätigung darüber 

vorzulegen, dass eine Ansteckungsgefahr nicht mehr gegeben ist. Die relevanten 

Gesundheitsdaten werden nicht an Dritte weitergegeben und dienen nur dem Zweck der 

Verhinderung der Ausbreitung von Infektionen. 

 

10.8. In der Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung können den Kindern grundsätzlich 

keine Medikamente verabreicht werden. 

 

10.9. Die Eltern/Erziehungsberechtigten haben dafür zu sorgen, dass ein Kind, das nicht 

kindergartenpflichtig ist, die Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung regelmäßig 

besucht. Ist ein Kind voraussichtlich länger als drei Tage verhindert die 

Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung zu besuchen, so haben die Eltern die 

Leitung der Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung unter Angabe des Grundes 

davon unverzüglich zu benachrichtigen und im Krankheitsfall auf Verlangen eine 

Bescheinigung des behandelnden Arztes oder Facharztes vorzulegen. 

 

10.10. Die Eltern/Erziehungsberechtigten erklären hiermit, dass ihr Kind insgesamt 

mindestens fünf Wochen pro Arbeitsjahr, davon mindestens zwei Wochen durchgehend, 

Ferien außerhalb der Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung verbringt. 

 

10.11. Die noch nicht schulpflichtigen Kinder sind von den Eltern/Erziehungsberechtigten 

oder deren Beauftragten, sofern diese zur Übernahme der Aufsicht geeignet sind, in die 

Kinderbildungs- und –betreuungseinrichtung zu bringen und von diesen wieder 

abzuholen. Dem Personal der Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung obliegt die 

Pflicht zur Beaufsichtigung der Kinder während des Besuchs der Kinderbildungs- und -

betreuungseinrichtung. Die Aufsichtspflicht in der Kinderbildungs- und -

betreuungseinrichtung beginnt bei noch nicht schulpflichtigen Kindern mit der 

Übernahme des Kindes; bei Schulkindern mit dem Einlass in die Kinderbildungs- und -

betreuungseinrichtung. Sie endet bei noch nicht schulpflichtigen Kindern mit dem 

Zeitpunkt, in dem die Kinder den Eltern oder deren Beauftragten übergeben werden, 

bei Schulkindern mit dem Verlassen der Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung. 

Außerhalb der Kinderbetreuungseinrichtung besteht die Aufsichtspflicht nur während 

der Teilnahme an Veranstaltungen im Rahmen des Besuches der 

Kinderbetreuungseinrichtung, wie z.B. Spaziergänge und Ausflüge. 

 

10.12. Im Falle der Übergabe oder der Abholung durch einen Beauftragten der Eltern ist 

vorweg eine schriftliche Bestätigung über diese Beauftragung vorzulegen. 
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10.13. Eltern/Erziehungsberechtigten, deren Kinder mit dem von der Gemeinde organisierten 

Bustransport befördert werden, sind verpflichtet, ihr Kind rechtzeitig zur 

Halte(Sammel-)stelle zu begleiten bzw. durch eine zur Übernahme der Aufsicht 

geeignete Person begleiten zu lassen, das Kind an die Begleitperson im 

Beförderungsmittel zu übergeben und von der Halte (Sammel-)stelle zum vereinbarten 

Zeitpunkt wieder rechtzeitig abzuholen bzw. von einer zur Übernahme der Aufsicht 

geeigneten Person abholen zu lassen. Der Beitrag für den Transport beträgt € 15,00 pro 

Monat und Kind und wird nicht aliquotiert. 

 

10.14. Eltern haben dem Rechtsträger die Verlegung des Hauptwohnsitzes des Kindes in eine 

andere Gemeinde während des Kindergartenjahres unverzüglich, spätestens aber bis 

zum Ende des Monats, in dem die Verlegung vorgenommen wird, anzuzeigen. 

 

10.15. Im Falle der Verlegung des Hauptwohnsitzes haben sich die Eltern nachweislich um 

einen Kindergartenplatz in der jeweiligen Hauptwohnsitzgemeinde zu bemühen.  
 

 

11. Pflichten des Rechtsträgers 

 

11.1. Der Rechtsträger hat gemäß § 14 Abs. 4 Oö. Kinderbildungs- und -betreuungsgesetz 

sicher zu stellen, dass die Kinder einmal jährlich ärztlich untersucht werden. 
Die Eltern/Erziehungsberechtigten sind mit einer jährlichen kostenlosen ärztlichen Untersuchung des Kindes in 

der Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung einverstanden. 

Es werden Bestätigungen über amts-, haus- oder kinderärztliche Untersuchungen sowie ärztliche Bestätigungen 

über die Durchführung der Mutter-Kind-Pass-Untersuchung vom 2. bis zum 5. Geburtstag als ausreichender 

Nachweis anerkannt. 

 

11.2. Der Rechtsträger hat weiters sicherzustellen, dass den Kindern während des Besuchs 

der Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung ärztliche Hilfe geleistet werden kann.  
 

 

12. Zahnärztliche Untersuchung im letzten Kindergartenjahr 

 

Im letzten Kindergartenjahr kann mit Einverständnis eines Elternteils eine zahnärztliche 

Untersuchung durchgeführt werden. Die persönlichen Daten und die 

Untersuchungsergebnisse werden im Rahmen der Untersuchung erhoben und in einer 

Datenbank erfasst.  

Bei Zustimmung der Eltern und wenn das Kind ein erhöhtes Kariesrisiko aufweist, werden die 

Daten des Kindes der Oö. Gebietskrankenkasse zur weiteren Bearbeitung überlassen, 

woraufhin die Kinder von der Oö. Gebietskrankenkasse Gutscheine zugesendet bekommen. 

Mit diesen Gutscheinen können bestimmte kostenfreie Leistungen bei der/beim Zahnärztin/-

arzt ihrer Wahl in Anspruch genommen werden. 

Es wird darauf hingewiesen, dass die personenbezogenen Daten ausschließlich zur Erhebung 

des Zahnstatus und für die Benachrichtigung der Eltern zu einem weiteren Behandlungsbedarf 

dienen. Dritte erhalten keinen Einblick in die erhobenen Daten. Die relevanten 

datenschutzrechtlichen Bestimmungen werden von allen beteiligten Organisationen und 

Personen eingehalten. 
 

 

13. Sehtest im Kindergarten 

 

Im letzten Kindergartenjahr kann mit Einverständnis eines Elternteils im Auftrag der Oö. 

Landesregierung ein Sehtest durch eine Optikerin bzw. einen Optiker durchgeführt werden. 

Der Test ist genormt und umfasst eine Untersuchung der Sehschärfe, der Augenstellung und 

des räumlichen Sehvermögens. 
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Der Sehtest ersetzt keine augenfachärztliche Untersuchung. Wenn sich bei einem Kind der 

Verdacht auf einen Sehfehler ergibt, erhalten die Eltern eine schriftliche Benachrichtigung mit 

der Empfehlung einer augenfachärztlichen Untersuchung. Es wird darauf hingewiesen, dass 

die personenbezogenen Daten ausschließlich zur Erhebung des Sehstatus und für die 

Benachrichtigung der Eltern zu einem weiteren Behandlungsbedarf dienen. Dritte, 

einschließlich Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Kinderbildungs- und -

betreuungseinrichtung, erhalten keinen Einblick in die erhobenen Daten. Die relevanten 

datenschutzrechtlichen Bestimmungen werden von allen beteiligten Organisationen und 

Personen eingehalten. 
 

14. Erziehungsberechtigung durch andere Personen (§ 2 Abs. 1 Z. 9 Oö. Kinderbildungs- und -

betreuungsgesetz) 

 

Sind andere Personen als die Eltern des Kindes erziehungsberechtigt, so sind die 

Bestimmungen der Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungsordnung sinngemäß auf diese 

Personen anzuwenden. 

 

Bitte bewahren Sie diese Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungsordnung auf, solange Ihr 

Kind unsere Kinderbetreuungseinrichtung besucht! 

Mit Ihrer Unterschrift erklären Sie sich mit dieser Kinderbildungs- und -

betreuungseinrichtungsordnung und den Erziehungszielen des Kindergartens einverstanden. 
 

 

EINVERSTÄNDNISERKLÄRUNG 

 

 

Die Eltern des Kindes ................................................................................, geb. am .......................... 

sind einverstanden, dass (bitte einzeln ankreuzen) 
 

o einmal im Laufe des gesamten Kindergartenbesuches logopädische Reihenuntersuchungen 

durchgeführt werden und allenfalls Expertinnen und Experten beigezogen werden. Die Eltern 

sind damit einverstanden, dass sich die gruppenführende Pädagogin bzw. der gruppenführende 

Pädagoge mit der Logopädin bzw. dem Logopäden über das Ergebnis der Untersuchung 

austauscht und Kontaktdaten der Eltern an die jeweilige Logopädin bzw. den Logopäden 

weitergibt; 

 

o für Kinder mit Beeinträchtigung die Fachberatung für Integration beigezogen wird und 

Integrationsmaßnahmen für ihr Kind in der Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung 

durchgeführt werden. Die Eltern sind mit der Weitergabe aller für die Integration relevanten 

Unterlagen und Informationen an die Fachberatung für Integration einverstanden. 
 

 

Ich nehme die vorliegende Kinderbetreuungseinrichtungsordnung hiermit zur Kenntnis und 

bestätige den Erhalt einer Ausfertigung. 

 

 

 

……………

….  

………………………………………

….  

……………………………………

….. 
      Datum 

  

Unterschrift  

Rechtsträger  

Unterschrift  

Eltern/Erziehungsberechtigten 
 

 



  20 

Hinweis: Die Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungsordnung als privatrechtliche 

Vereinbarung kann vom Bürgermeister als Vertreter der Gemeinde unterzeichnet 

werden, sie muss aber zuvor im Gemeinderat aufgrund dessen Generalkompetenz 

beschlossen werden.  

Für alle privaten Rechtsträger fällt diese Bestimmung weg. 

 

 

Beratung: 

AL Mittmannsgruber und BGM Reinthaler erläutern die Änderungen, die vorgenommen 

wurden näher. 

 

Beschluss: 

Antrag: Ich stelle den Antrag, die Kinderbildungs- und 
 betreuungseinrichtungsordnung für das Kindergartenjahr 2022/23 wie 
 vollinhaltlich zur Kenntnis gebracht zu beschließen und ersuche dazu 
 um ein Handzeichen. 

 
Zustimmung: einstimmig 
Gegenstimmen: keine 
Stimmenthaltung: keine 
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7. Tarifordnung für die Kinderbildungs- und –betreuungseinrichtung 

Es wurden die neuen Tarife eingearbeitet. 
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Beratung: 

AL Mittmannsgruber fasst die wichtigsten Punkte kurz zusammen. 

 

 

Beschluss: 

Antrag: Ich stelle den Antrag, die TARIFORDNUNG für Kinderbildungs- und 

 betreuungseinrichtungsordnung für das Kindergartenjahr 2022/23 wie 

 vollinhaltlich zur Kenntnis gebracht zu beschließen und ersuche dazu 

 um ein Handzeichen. 

Zustimmung: einstimmig 

Gegenstimmen: keine 

Stimmenthaltung: keine 
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8. Tarifordnung für ganztägige Schulform in der VS 

 

Elternbeitrag für die Nachmittagsbetreuung in der Volksschule 
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Beratung: 

AL Mittmannsgruber erläutert die Tarifordnung zusammenfassend. Es gibt keine weiteren 

Wortmeldungen. 

 

 

Beschluss: 

Antrag: Ich stelle den Antrag, die TARIFORDNUNG für die GANZTÄTIGE 

 SCHULFORM in der VOLKSSCHULE ORT – 

 NACHMITTAGSBETREUUNG – in der zur Kenntnis gebrachten 

 Form zu beschließen und ersuche dazu um ein Handzeichen. 

Zustimmung: einstimmig 

Gegenstimmen: keine 

Stimmenthaltung: keine 
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9. Kanalsanierung ABA Ort Angebot Fa. Quabus, Beschluss 

Beim Reinhalteverband Mittlere Antiesen wurde die 3 Etappe der Kanalsanierung durch 

das Büro HIPI ausgeschrieben und an die Fa. Quabus vergeben. Da auch die 

Kanalsanierung in der Gemeinde Ort durchgeführt werden muss, sollte das ebenfalls 

Etappenweise erfolgen. Daher wurde die Fa. Quabus gebeten, passierend auf die 

Ausschreibung beim RHV ein Angebot zu legen. Unten angeführt ist noch das Schreiben 

von Herrn Hitzfelder Stefan (Büro HIPI). Dieser hat dieses Angebot geprüft und für in 

Ordnung befunden.  

 

Hallo Peter! 
 
Im Angebot der Fa. QUABUS sind die Einheitspreise der Positionen aus dem 
„Hauptangebot“ RHV Mittlere Antiesen übernommen. 
 
Ausnahmen sind 
 

- Baustellengemeinkosten, die sind entsprechend dem geringeren Umfanges 
heruntergerechnet, anteilig aber wie beim RHV Mittlere Antiesen 

- Abfräsen von Muffen >400-600 (war nicht im Hauptangebot): Passt zum Preis für 
>200-400 aus dem Hauptangebot 

- Abfräsen von Dichtring und Wurzeln (war nicht im Hauptangebot): Passt zum Preis 
aus dem Hauptangebot 

- Muffensanierung Roboter (war nicht im Hauptangebot): Passt zum Preis aus dem 
Hauptangebot 

- Edelstahlmanschette >200-400 (war nicht im Hauptangebot): Passt zum Preis 
>400-600 aus dem Hauptangebot 

- Schlauchliner >250-300 (war nicht im Hauptangebot): Passt zum Preis >300-400 
aus dem Hauptangebot 

 
Dabei handelt es sich um einzelne Maßnahmen, die im Hauptangebot zwar drin sind, 
aber wir in Ort eine andere Dimension dieser Leistung brauchen. Insgesamt passt alles 
preislich zusammen. 
ACHTUNG: Beim Vergleich der Preise aus dem Hauptangebot mit dem Angebot für Ort i.I. 
gibt es bei ALLEN Positionen preisliche Unterschiede (wenn ihr meinen Vergabevorschlag 
mit dem Preisspiegel zum Vergleich hernehmt), weil im Vergabevorschlag die 3% 
Nachlass schon abgezogen sind. Im vorliegenden Angebot sind die 3% noch in den 
Einheitspreisen drin, der Abzug erfolgt auf der letzten Seite (Seite 8) vor der 
Nettongebotssumme. 
 
Darum schreibe ich oben, dass die Preise vom RHV-Angebot übernommen sind. 
Hoffe das passt für Dich als Erklärung. Wenn Du noch was brauchst: Einfach melden! 
 
LG Stefan 

Mit freundlichen Grüßen 
BM DI Stefan Hitzfelder 
Ingenieurkonsulent für Bauingenieurwesen 

ÖWAV geprüfter und DWA Zertifizierter 
Kanal-Sanierungs-Berater 
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Beratung: 
AL Mittmannsgruber erläutert, dass man nur dann eine Förderung bei Kanalsanierung 
erhält, wenn der Kanal älter als 40 Jahre ist. Der Kanal in Ort ist teilweise noch jünger als 
40 Jahre, allerdings ist er teilweise schon durch Wurzeln beschädigt. Daraufhin entstand 
der Gedanke, dass man die Sanierung in mehreren Schritten vornimmt und dabei mit den 
jüngeren Teilen des Kanals beginnt. Der Grund ist, dass man hier keine Förderung erhält. 
Die älteren Kanäle werden gesondert saniert und um Förderung wird angesucht. Zumal es 
eine Auflage vom Land gibt, dass die Überschüsse in der Abwasserbeseitigung (Abschnitt 
851) zweckgebunden für Sanierungen zu verwenden sind. 
 
Die Fa. Quabus war Bestbieter bei der Ausschreibung der Kanalsanierung beim RHV 
Mittlere Antiesen. Basierend auf diesem Angebot wurde der Gemeinde Ort ein Angebot 
erstellt und von der Fa. HIPI überprüft und für in Ordnung befunden.  
 
Beschluss: 
Antrag: Ich stelle den Antrag, den Auftrag zur notwendigen Kanalsanierung 

„Zone 1“ lt. vorliegendem Angebot an die Fa. QUABUS zum Preis von 
EUR 92.252,61 exkl. MwSt. zu vergeben und ersuche dazu um ein 
Handzeichen. 

 
Zustimmung: einstimmig 

Gegenstimmen: keine 

Stimmenthaltung: keine 
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10. KPC Fördervertrag WVA Notverbindung WG Traxlham – WVA Ort, Beschluss 

Dieser Fördervertrag „WVA Notverbindung WG Traxlham – WVA Ort“ in der Höhe von 

EUR 13.200,- bedarf der Zustimmung des Gemeinderates. 
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Beratung: 
BGM Reinthaler erläutert kurz die Inbetriebnahme der Notwasserversorgung, sowie den 
Lückenschluss Traxlham. 
 
Beschluss: 
Antrag: Ich stelle den Antrag, die Zustimmung für den Förderungsvertrag zur 

Notwasserversorgung zu erteilen. 
 

Zustimmung: einstimmig 

Gegenstimmen: keine 

Stimmenthaltung: keine 
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11. KPV Fördervertrag WVA Ort „Brunnen, Speicherbauwerk, Leitungsnetz“, 

Beschluss 

Auch dieser Fördervertrag „WVA Ort – Brunnen, Speicherbauwerk, Leitungsnetz“ mit einer 

Summe von EUR 292.900,- muss vom GMR beschlossen werden. 
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Beratung: 

BGM Reinthaler erläutert zusammenfassend die baulichen Maßnahmen, die in den letzten 

Monaten stattgefunden haben. 

Beschluss: 

Antrag:  Ich ersuche um Zustimmung zum vollinhaltlich zur Kenntnis 

gebrachten Fördervertrag „WVA Ort – Brunnen, Speicherbauwerk, 

Leitungsnetz“ mit  einer Summe von EUR 292.900,- zwischen der 

Gemeinde Ort/Innkreis und der KPC. 

 
Zustimmung: einstimmig 

Gegenstimmen: keine 

Stimmenthaltung: keine 
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12. Erhöhung der Erhaltungsbeiträge für unbebaute Grundstücke 

Die Erhaltungsbeiträge für die Kanal- und Wasserversorgungsanlage für unbebaute 

Grundstücke sind lt. Vorgaben des Landes OÖ zu erhöhen. 
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Beratung: 
BGM Reinthaler zählt einige in Frage kommende Baugründe auf. Es gibt keine 
Wortmeldungen zu diesem TOP. 
 
 
Beschluss: 
Antrag: Wer damit einverstanden ist, dass die Erhaltungsbeiträge für 

unbebaute Grundstücke um 100% ab 01.01.2023 erhöht werden, 
den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. 

 

Zustimmung: einstimmig 

Gegenstimmen: keine 

Stimmenthaltung: keine 
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13. Vereinbarung Kanalanschlussergänzungsgebühr Innviertler Teigwaren 

Dieser TOP wurde bereits in der letzten GMR-Sitzung beraten und dann aufgrund von 

nicht geklärten Fragen abgesetzt. 

Hier war die Frage, ob der „Altbestand“ in die jetzige Vereinbarung eingerechnet wurde. 

Dazu wird festgehalten, dass bereits 438m² bei der seinerzeitigen Vereinbarung im Jahr 

1998 zur Verrechnung gelangten. 

Die derzeitige Vereinbarung wurde/wird in gleicher Form bei anderen Firmen bzw 

Lagerhallen zur Anwendung gebracht und beruht auf der geltenden 

Kanalgebührenverordnung der Gemeinde Ort/Innkreis. 

Von der 50% Regelung bis 2000m² wurden die aus dem Jahr 1998 verrechneten 438m² 

abgezogen, sodass für 1562m² für die 50% Regelung zur Berechnung kommen. 

Für die restlichen 377m² gelangt der 60%ige Nachlass zur Anwendung. 
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Ergänzung: 

438 m² 50% bereits erhalten in Vereinbarung vom 11.05.1998 

 

1.562  x  14,10 =  22.024,20  – 50% =  11.012,10 

377  x  14,10 =  5.315,70  – 60% =  2.126,28 

Netto     13.138,38 

10 % MwSt. 1.313,84 

Brutto 14.452,22 

 

Beratung: 
Es gibt keine Wortmeldungen zu diesem TOP. 
 
Beschluss: 
Antrag: Ich stelle den Antrag, die vollinhaltlich zur Kenntnis gebrachte 
 VEREINBARUNG KANALANSCHLUSSERGÄNZUNGSGEBÜHR  

zw. der Gemeinde Ort im Innkreis und der Firma INNVIERTLER 
TEIGWAREN GmbH, Osternach 4 zu beschließen. 

 

Zustimmung: einstimmig 

Gegenstimmen: keine 

Stimmenthaltung: keine 
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14. PV-Förderung Beschluss 

Sowohl der Bauausschuss, als auch der Gemeindevorstand sprechen sich für eine 

Förderung von neu errichteten Photovoltaikanlagen aus. Diese Förderung soll im heutigen 

GMR beschlossen werden. 

Nach den Fraktionssitzungen wären noch gewünschte Änderungen aus dem Entwurf zu 

entfernt. Diese sind aktuell gelb dargestellt.  
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Beratung: 
GR Bögl schildert warum der Passus für die Privatnutzung herausgenommen werden soll. 
Damit zum Beispiel auch Betriebe die Förderung beantragen können. 
 
GR Mayr hinterfragt, ob diese Förderung seitens der Gemeinde überhaupt gefördert 
werden soll. 
 
Beschluss: 
Antrag: Ich stelle den Antrag, die vollinhaltlich zur Kenntnis gebrachte 
 FÖRDERUNG PHOTOVOLTAIKANLAGEN zu beschließen. 
 

Zustimmung: 12 Gemeinderäte 

Gegenstimmen: keine 

Stimmenthaltung: GR Mayr (Begr.: Verschwendung von Steuergeldern) 
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15. Grundsatzbeschluss Wegverlegung Hölzl, Auflassung öffentlichen Gutes 

Alexander HÖLZL hat im Jahr 2016 um Verlegung/Auflassung eines öffentlichen Weges 

ersucht und der damalige GMR dies auch befürwortet. Dazu sollte das vereinfachte 

Verfahren nach § 15 LiegTeilG im Jahr 2020 durchgeführt werden. 

Nach einem Lokalaugenschein wurde durch das zuständige Vermessungsamt des 

Bezirkes Ried mitgeteilt, dass dieser § 15 LiegTeilG hier nicht die Anwendung finden kann, 

da der öffentliche Weg tatsächlich durch eine bauliche Maßnahme errichtet und ersichtlich 

sein muss. 

In einem Gespräch am 01.04.2022 zw. dem Vermessungsamt, DI Schachinger und 

Alexander Hölzl bzw. Bgm Reinthaler wurde mitgeteilt, dass hier § 13 LiegTeilG zur 

Anwendung kommen kann. (Wertgrenze der betreffenden Grundstücke darf EUR 2.000,- 

nicht überschreiten und dies muss nachvollziehbar sein). 

Es wurde beim Erstantrag durch den GMR beschlossen, dass der m² EUR 3,00 bei einer 

Fläche von ca. 540m² landwirtschaftlicher Grund betragen soll. 

Die Differenz der Fläche des alten Weges mit der Neuvermessung würde einen 

Grundzuwachs bei Alexander Hölzl lt vorliegender Vermessungsurkunde vom 2.4.2020 

ausmachen. Sprich es würden in Summe 81 m² sein, die Alexander Hölzl an Grundfläche 

dazu bekommt.  

Nach den heutigen Beschlüssen erfolgt eine Vereinbarung zw. Gemeinde und Fam. Hölzl 

und die erste Kundmachung, dass die Auflassung des Weges beabsichtigt ist.  

In der nächsten GMR Sitzung sind dann 2 Verordnungen zu beschließen. 

 

Bei Veräußerung öffentlichen Gutes 2/3 Mehrheit notwendig. 
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Beratung: 

BGM Reinthaler schildert, wie der behördliche Weg für den Antrag zur Durchführung der 

Wegverlegung verlaufen muss. Vorrangig wird ein Beschluss im Gemeinderat benötigt. 

Die Vermessungskosten und Verbücherungskosten muss der Antragsteller tragen. 

 

Beschluss: 

a) Antrag gem § 13 LiegTeilG 

Ich stelle den Antrag, dem Ersuchen der Familie Hölzl entsprechend, 

der Wegverlegung einer Teilfläche der Parzelle 1518/1 lt. 

vorliegender Vermessungsurkunde zuzustimmen. Der Grundpreis in 

diesem Bereich wird mit EUR 3,00 je m² festgelegt. 

 

Zustimmung: einstimmig 

Gegenstimmen: keine 

Stimmenthaltung: keine 

 

 

b) Antrag gem § 11 Abs 3 Oö. StraßenG 

 Ich stelle weiters den Antrag, entsprechend der 

Vermessungsurkunde GZ 4507, Wegverlegung Hölzl möge die 

Teilfläche 1 der Parzelle 1518/1 als öffentliches Gut und der 

Gemeingebrauch dieser Fläche aufgrund mangelnder 

Verkehrsbedeutung aufgelassen werden.  

 

Zustimmung: einstimmig 

Gegenstimmen: keine 

Stimmenthaltung: keine 
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16. Dringlichkeitsanträge 

Seitens der Fraktion „Die Grünen Ort“ wurden 4 Dringlichkeitsanträge eingebracht. Gem. 

OÖ Gemeindeordnung sind diese 4 Dringlichkeitsanträge einzeln hinsichtlich der 

„Dringlichkeit“ zu bewerten und diese einzeln abzustimmen, ob diese Dringlichkeit 

anerkannt und die sofortige Behandlung durch den Gemeinderat heute zu erfolgen hat. 

 

 

DA 1 – „Wiedereintritt Wirtschaftspark“: 

 
Beratung: 

BGM Reinthaler berichtet über die letzte Zusammenkunft des Wirtschaftspark Innviertel 

Vorstandes. 

 

GR Mayr spricht sich wieder für einen unbedingten Beitritt aus. 

 

GR Badergruber ist dafür, dass das Gespräch mit den Vorständen des Wirtschaftspark 

abgewartet wird, welches bereits einige Male verschoben wurde. 

 

Antrag: Wer damit einverstanden ist, dass dieser Dringlichkeitsantrag DA1 

behandelt wird. 

 

Zustimmung: 12 Gemeinderäte 

Gegenstimmen: keine 

Enthaltungen: GR Badergruber 
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Antrag: Wer dem Dringlichkeitsantrag DA 1 zustimmt, den bitte ich um ein 

Zeichen mit der Hand. 

Zustimmung:  9 Gemeinderäte 

Gegenstimmen:  GR Badergruber 

Stimmenthaltung:  GR Redhammer, GR Partinger, GR Reinthaler 
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DA 2 „Umstellung Straßenbeleuchtung Ort“: 

 
Antrag: Wer damit einverstanden ist, dass dieser Dringlichkeitsantrag DA2 

behandelt wird, den bitte ich um ein Handzeichen. 

 

Zustimmung: einstimmig 

Gegenstimmen: keine 

Enthaltungen: keine 

 

 

Antrag: Ich stelle den Antrag, dass Angebote für die Planung zum Austausch 

der gesamten Straßenbeleuchtung eingeholt werden. 

 

Zustimmung: einstimmig 

Gegenstimmen: keine 

Enthaltungen: keine 
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DA 3 „Straßenbeleuchtung Osternach Ost und Aigen“: 

 
Der Dringlichkeitsantrag DA3 wird zurückgezogen. 
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DA 4 „BlackOutVorsorge bei der Feuerwehr“: 

 
 

Antrag: Wer damit einverstanden ist, dass dieser Dringlichkeitsantrag DA4 

behandelt wird, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. 

 

Zustimmung: einstimmig 

Gegenstimmen: keine 

Enthaltungen: keine 

 

 

Antrag: Ich stelle den Antrag, die FF Osternach für den Inselbetrieb mit einer 

PV Anlage auszustatten. 

 

Zustimmung: einstimmig 

Gegenstimmen: keine 

Enthaltungen: keine 
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17. Allfälliges 

 

 Informationen Lärmschutz A8 

 Leitner-Brücke 

 Einladung FUSSL-Fest 

 WOODSTOCK-Freikarten 

 

BGM Walter Reinthaler schließt die Sitzung um 22:20 Uhr. 
 


